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ZU DIESEM INFO, 


das Info ist diesmal etwas kurz geraten. 
Unsere Absichtserklärungen im letzten Info, was in dem 
heutigen alles stehen sollte, waren etwas vollmundig. 
Außerdem warten wir immer noch auf Diskussionsbeiträge 
oder schriftliche Resonanz auf die bereits abgedruckten Beiträ- 
ge. Damit das Prozeßinfo auch ein Forum für verschiedene 
Gruppen und Menschen ist, die sich mit der ganzen Thematik 
auseinandersetzen, die was dazu zu sagen haben, und das na- 
türlich nicht nur eng am Verfahren gegen Thomas, muß da 
auch was von anderen kommen. 
Im folgenden sagen wir in den Prozeßberichten was zur Ver- 
Be A fahrensführung. Es ist ziemlich trocken und aufwendig, die 
ausführlich zu beschreiben. Viel besser ist es — und da noch- 
mal die Aufforderung in den Prozess zu kommen — sich das 
INHALT: anzuschauen. Es sind immer Leute von der Prozessgruppe da 
mit denen ihr dann über das was da abläuft,dem Sinn und 
Berichte zum Verfahrensverlauf Zweck dessen, dem Hintergrund davon, reden könnt. Oder 
eben danach in der Kneipe. 
Bericht zum Revisionsurteil gegen Luiti Und jetzt kommen die Berichte über den Verfahrensverlauf 
vom Prozeß gegen Thomas. 


Bericht vom 3. Verhandlungstag 


Zu Beginn des 3. Prozesstages wurde per Beschluß der am 2. 
Prozesstag gestellte Antrag der Rechtsanwälte — die Be- 
setzungsrüge (siehe Info 3) — zurückgewiesen. 


Nach der Mittagspause stellte der Rechtsanwalt Deckers den 
Antrag, die Ermittlungsakte bezüglich der blauen Segeltuch- 
tasche, die ja ein wesentliches Beweismittel gegen Thomas dar- 
stellen soll, zu vervollständigen. Darin wurde u.a. deutlich, 
daß die Tasche zwar beim Polizeirevier entgegengenommen 
wurde, Dokumente über den gesamten Vorgang ihrer Sicher- 
stellung (z.B. das Sicherstellungsprotokoll, die Frage, welchen 
Weg sie nach ihrem Fund bis zur Abgabe bei den Bullen ge- 
nommen hat) in der Akte aber nicht vorhanden waren. Die- 
sem Antrag wurde stattgegeben. 


Was jetzt folgt ist der Einstellungsantrag der Rechtsanwälte 
und von Thomas, der aus 3 Teilen besteht. Wir haben uns 
überlegt, daß wir den gesamten ersten Teil abdrucken, weil er 
zum einem nochmal darstellt, was der $ 129a eigentlich ist und 
daß er an sich seine jetzige Anwendung und ständige Auswei- 
tung schon impliziert. Zum anderen, weil er konkret an den 
Kern des Prozesses gegen Thomas rangeht und auch darstellt, 
daß mensch sich gegen einen solchen Angriff innerhalb eines 
Gerichtssaales nicht mehr verteidigen kann. Das ist jetzt ein 
bischen viel, wir finden aber, daß es sich lohnt, sich da mal 
durchzuwühlen. Im Prozess selber kam der Antrag ziemlich 
gut. 


Antrag des Rechtsanwalts Deckers 
In der Strafsache gegen Thomas Kilpper wird beantragt, 

das vorliegende Verfahren wegen eines Verfahrenshindernis- 
ses einzustellen. 

Mit dem Verfahren, das den Vorwurf zum Gegenstand hat, 
Thomas Kilpper habe sich als Mitglied einer Vereinigung gem. 
$ 129a StGB beteiligt, weil er an 
a) Diskussionen und Entscheidungsprozessen der RAF teilge- 
nommen habe, 

b) in konspirative Informations- und Kommunikationssyste- 
me der RAF eingebunden gewesen sei, 

c) unmittelbaren Kontakt zur Guerilla gehabt habe, 

d) andere Mitglieder “seiner kämpfenden Einheit“ zu konspi- 
rativem Verhalten angehalten habe, insbesondere Anleitungen 
zum Abschütteln polizeilicher Observationen gegeben habe, 

e) sich bemüht habe, für die RAF neue Mitglieder und Unter- 
stützer zu gewinnen, 

f) Überlegungen angestellt habe, einen Anschlag auf sicher- 
heitsrelevante Einrichtungen des LKA in Düsseldorf zu verü- 
ben, 

8) fremde, unveränderte Ausweispapiere bereitgehalten habe, 

) bei einer Zugfahrt einen verfälschten Juniorpaß vorgewie- 
sen habe, 

i) schlußendlich sich am Hungerstreik inhaftierter “RAF“-An- 
gehöriger beteiligt habe, 


Das recht auf ein faires Verfahren erwächst aus dem Rechts- 

staatsprinzip und hat seine Wurzeln in der Verfassung mit ih- 
ren verbürgten Grundrechten und Grundfreiheiten des Men- 
schen, insbesondere in dem durch ein Strafverfahren bedroh- 
ten Recht auf Freiheit der Person. 
Hier gilt insbesondere Art. 1 Abs. 1 GG, der es verbietet, den 
Menschen zu einem bloßen Objekt eines staatlichen Verfah- 
rens herabzuwürdigen, und von daher einen Mindestbestand 
an verfahrensrechtlichen Befugnissen des Angeklagten voraus- 
setzt (BVerfGE 63, 45, 61; KK-Pfeiffer Einl. RN 28). 

Daraus folgt weiter, daß im Spannungsverhältnis zwischen 
staatlichen Strafanspruch einerseits und der aus Art.6.2 MRK 
erwachsenden Unschuldsvermutung und ihren Sicherungen in 
der StPO andererseits, der Angeklagte eine faire Chance haben 


muß, seine Freiheitsrechte zu verteidigen. 
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Denn aus der Aufgabe des Strafprozesses, den Strafanspruch 
des Staates um des Rechtsgüterschutzes einzelner und der All- 
gemeinheit willen in einem justizförmig geordneten Verfahren 
durchzusetzen und damit dem vom Gewicht der Strafe Be- 
drohten eine wirksame Sicherung seiner Grundrechte zu ge- 
währleisten, ergibt sich, daß dafür entsprechende verfahrens- 
rechtliche Vorkehrungen bereitgestellt werden müssen. 
(KK-Pfeiffer a.a.O RN 29). 

Diese Verfahrensgarantien sind nicht schon deshalb bereit- 

estellt, weil sie als Gesetze in der StPO enthalten sind. So, wie 

mn Verfahrensrecht auch der Realisierung der im Strafgesetz- 
buch enthaltenen Normen dienen soll, so steht es gleicher- 
maßen in seinen Verfahrensgarantien in einem Wechselver- 
hältnis mit den materiellen Strafrecht in der Weise, daß Straf- 
gesetze durch ihre konkrete Ausgestaltung in der Lage sind 
Garantien auszuhebeln, sie außer Kraft zu setzen. 


So verhält es sich konkret mit $ 129a StGB. 


Die Vorschrift, die 1977 ins Strafgesetzbuch eingeführt wur- 
de und im Dezember 1986 eine wesentliche Erweiterung und 
Verschärfung erfuhr, war von Anfang an und ist dies heute 
mehr denn je. 

Im Allgemeinen dient das Strafrecht dem Schutz hervorra- 
gender Rechtsgüter wie denen des Lebens, der körperlichen 
Unversehrtheit, der Willensfreiheit etc.. Mit den Mitteln des 
Strafrechts sollen diese Rechtsgüter geschützt werden. 

Bei dem $ 129a StGB fehlt ein eigenständiges Rechtsgut, 
nichts, was der Katalog dieser Vorschrift enthielte, wäre nicht 
auch schon anderweitig durch das Strafgesetzbuch erfaßt. 

Wir haben es dogmatisch betrachtet, mit einem sog. abstrak- 
ten Gefährdungsdelikt zu tun, das zur Zielrichtung hat, “der 
Bildung und dem Fortbestand schwerkrimineller Vereinigun- 


gen als solcher entgegenzuwirken“ und deren Aktivitäten be- 
reits im Vorfeld eigentlicher Strafbegehung zu erfassen und 
unter Strafe zu stellen. 

Dies gelingt mit einer Vorschrift, die als abstraktes Gefähr- 
dungsdelikt nicht nur nicht einmal eine konkrete Tatbege- 
hung verlangt, sondern auch noch die allgemeinen Regeln der 
Täterschaft und Teilnahme sprengt, wenn sie auch das Unter- 
stützen einer solchen Vereinigung unter Strafe stellt. Die Ur- 
prungsidee eines liberalen Stafrechts, einen numerus clausus 
bestimmter Straftaten zu schaffen, damit der Staatsbürger 
sicher sein könne, im übrigen frei von staatlicher Verfolgung 
handeln zu können, ist mit dieser Norm auf den Kopf gestellt. 
Mit ihrer ausufernden Fassung hat sie das Instrumentarium für 
eine breite Verfolgung oppositioneller Menschen in diesem 
Lande zur Verfügung gestellt. 

Wir alle wissen, daß die Hauptbedeutung dieser Norm darin 
liegt, Menschen mit Ermittlungsverfahren zu überzihen, die 
gegen die staatliche Politik denken, handeln und auch kämp- 
fen. 

Mit dieser Norm wird für die sich in irgendeiner Weise dem 
Widerstand in diesem Lande zugehörig fühlenden Menschen 
ein Klima der Verfolgung, Ausgrenzung, Kriminalisierung 
verbreitet, das selbst die Bedingungen dafür provoziert, die 
Menschen verfolgen zu können mit dem Argument, sie hätten 
sich mit bestimmten Methoden — etwa der Konspiration — 
dieser Verfolgung zu entziehen gesucht. Dieser Teufelskreis ist 
offenbar gewollt, sonst gäbe es diese Anklage nicht, die als 
konkrete Tathandlung dem Angeklagten vorwirft: 

a) zu diskutieren und’an Entscheidungsprozessen 

teilzunehmen 

b) in konspirative Systeme eingebunden zu sein 

c) Kontakt zu haben 

d) andere zu konspirativem Verhalten anzuhalten 

e) sich um Mitglieder zu bemühen 

f) Überlegungen anzustellen 

g) Ausweise bereitzuhalten 

h) Fahrpreisverbilligung durch Vorlage eines gefälschten 

Juniorpasses zu erschleichen 

i) schlußendlich sich zu beteiligen an einem Hungerstreik. 


Dementsprechend gestaltet sich das Bild der Beweismittel: 
Berge, Ordner voller Papiere, einerseits, Polizeibeamte des 
BKA in großer Zahl andererseits. 


Ein Prozeß ohne Tatzeugen im klassischen Sinne, 
eine Anklage ohne Tat im klassischen Sinne, 
$ 129a StGB macht es möglich. 


Eine solche Konstellation kann nicht ohne Auswirkung auf 
ihre prozessuale Abhandlung bleiben. 

Erklärtes legislatorisches Ziel war nämlich, “die Beweisnot 
zu überwinden, mit der man es nämlich regelmäßig zu tun hat, 
wenn man in diesem Bereich Strafverfolgung betreibt“ 

Prof.Grünwald — Universität Bonn, hat dazu in der Sitzung 
des Rechtsausschusses folgendes erklärt (Prot. der 95. Sitzung 
des Rechtsausschusses,7. Wahlp. S 108 f): “Die Ausgestaltung 
des $ 129a wurde damit begründet, daß man der Beweisnot 
Rechnung tragen wollte, und es wurde gesagt, im Grunde sei 
das auf diejenigen gemünzt, denen man konkrete Taten nicht 
nachweisen könne ... Damit führt man kaschierte Ver- 
dachtsstrafe ein ... Dagegen sei zu erinnern, daß wir die Ver- 
dachtsstrafe schon seit mehr als 200 Jahren abgeschafft haben.“ 

Ein entscheidender Grund dafür, die Verdachtsstrafe abzu- 
schaffen war, daß sie einen unter Verdacht stehenden Ange- 
klagten praktisch seiner Verteidigungsrechte beraubt. Ver- 
dachtsstrafe stellt verteidigungslos. 


Konkret auf $ 129a abgestellt steht die These, daß eine die 
Beweisnot überwindende Vorschrift einen Angeklagten pro- 
zessual entrechtet, er wird vom Subjekt zum Objekt des Straf- 
verfahrens. Die Verteidigungsrechte stehen nur noch auf dem 
Papier. 

Die Ausgestaltung des $ 129a StGB als abstraktes Gefähr- 
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dungsdelikt schafft Beweiserleichterung in einem Maße, daß 
von Waffen- oder auch nur Chancengleichheit kaum mehr die 
Rede sein kann, dies gilt um so mehr, je weniger es um kon- 
krete Tathandlungen geht. Denn erst dann vermag sich der ei- 
gentliche Sinn dieser Vorschrift so recht entfalten. 


Der Beweiserleichterung auf der Seite der Strafverfolgung 
stehen Hindernisse für eine sachgerechte Verteidigung gegen- 
über, die die Verteidigung von Anfang an derart benachteili- 
gen, daß sie zum reinen Dekor einer rechtsstaatlichen Fassade 
herabgewürdigt wird. Und jeder ernsthafte Verteidiger wird 
vor die Frage gestellt, ob er es unternehmen soll, diese Fassade 
mitzutragen. 

Die Funktion des $ 129a, Widerstand im Vorfeld zu erfassen, 
Straftaten dort zu erkennen und zu verfolgen, wo sie noch 
nicht einmal ins Versuchsstadium gelangt sind, Menschen dort 
zu verfolgen wo sie im strafrechtlichen Sinne nicht einmal den 
Teilnehmerstatus “erreicht“ haben, wirkt für den Angeklag- 
ten ganz konkret in die prozessuale Gestaltung seiner Verteidi- 

ung. 

j Dort wo er gelebt hat vor seiner Inhaftierung, wo er ge- 
dacht, diskutiert, mitentschieden, angehalten, vorrätig gehal- 
ten, erschlichen, überlegt, sich eingebunden hat, dort sind die 
Menschen, die als seine Zeugen in Betracht kämen. 

Wo mit Hilfe der Norm des § 129a in die subjektive Seite des 
Angeklagten, seine Gedanken, seine Überlegungen eingedrun- 
gen werden soll, wäre die Verteidigung lege artis veranlaßt, 
Gegenbeweise anzutreten. Aber die Hauptverhandlung, die 
einen Vorwurf des § 129a StGB zum Gegenstand hat, ist nicht 
eine Hauptverhandlung im klassischen Sinne. Da die Beweis- 
not mit Hilfe der Norm bereits überwunden ist, geht es nicht 
mehr vorrangig um die Aufklärung einer vergangenen Staftat 
gem § 244 Abs 2 StPO, die viel größere Bedeutung solcher 
Hauptverhandlungen liegt in der Fortsetzung des Ermittlungs- 
verfahrens mit anderen Mitteln. § 129a schafft die Einbindung 
der dritten Staatsgewalt in die Prärogative Kriminalitätsbe- 
kämpfung. 

Jeder Zeuge/Zeugin aus dem sozialen Umfeld des Angeklag- 
ten, den dieser für sich benennen wollte, läuft Gefahr, sich 
selbst der Verfolgung nach § 129a auszusetzen; denn er 
braucht ja nur, 

dafür ist die vorliegende Anklage ein Lehrstück, 

diskutiert und an Entscheidungsprozessen teilgenommen zu 
haben, Kontakt gehabt zu haben, überlegt zu haben, andere zu 
konspirativen Verhalten angehalten zu haben etc. ... 


Um es klar zu sagen, 

dem Angeklagten ist die Verteidigung in dieser klassischen 
Form verwehrt, nichts kann ihn veranlassen, seine prozessua- 
len Rechte in dieser Weise zu realisieren, ein Angeklagter 
reicht. 


— Überwindung der Beweisnot auf der einen Seite 

— Beschneidung der Verteidigungsrechte auf der anderen Sei- 
te 

ich gehe wohlgemerkt nicht mit einem einzigen Satz auf die 
sonstigen Beschränkungen der Verteidigung ein, die ein Vor- 
wurf des $ 129a nach den neueren Vorschriften mit sich brin- 
gen, 

nein 

es geht um die Kernfrage im Stafprozeß. 


Die Ausgrenzung findet frühzeitig statt, eine Mauer ist 
durch die prozessuale Landschaft gezogen, die die nach $ 129a 
Angeklagten von den übrigen trennt. 

Diese Mauer ist unsichtbarer als die Berliner Mauer. 

Aber sie ist es wert, dem gleichen Schicksal wie jene zu ver- 
fallen. Dem allgemeinen Satz, daß das Strafverfahrensrecht 
Seismograph der Staatsverfassung sei, ist der besondere Satz 
anzufügen, daß der Umgang mit dem politischen Gegner die 
ganze Qualität eines politischen Systems widerspiegelt. 

Hier wie dort ist Fairness Grundvoraussetzung dafür, daß 
sich menschlicher Umgang entfalten kann. Im vorliegenden 
Verfahren erscheint das unmöglich. 

Das Verfahren ist einzustellen. 

Der 2. Teil des Antrages konkretisierte die Systematik dieses 


en in drei Abschnitten, wovon wir zwei herausgrei- 
en. 


Aus dem Antrag des 
Rechtsanwaltes Fresenius 


Der bereits beschriebene exessive Gebrauch des Intrumenta- 
riums nach $ 129a StGB durch die Staatsschutzbehörden, die 
damit immanent verbundenen Verletzungen der Grundsätze 
eines rechtsstaatlichen — fairen — Verfahrens, zeigen sich auch 
in den politschen und nicht nur juristischen Kriterien folgen- 
den Umgangs mit dem Terminus “terroristische Vereini- 
gung“. 


Man sollte davon ausgehen, daß in einer Anklageschrift der 
Begriff “terroristische Vereinigung“ als solcher im Sinne des 
Gesetzes, d.h. des $ 129a StGB verwendet wird. Dies ist vorlie- 
gend jedoch nicht der Fall. Die Anklagebehörde verwendet 
den Begriff “terroristische Vereinigung“ nicht technisch, d.h. 
juristisch, sondern ideologisch, somit als das, was den $ 129a 
StGB in der Realität darstellt — einen politischen Kampfbe- 
griff. 


Dies sei an zwei Beispielen erläutert: 


1 

Revolutionaire AntiRasistise Axie (RARA) 

Mit dem Schreiben vom 28.10.88 beantragte die Generalbun- 
desanwaltschaft die Beschlagnahme eines Briefes von Herrn 
Kilpper an einen holländischen Staatsangehörigen. In einem 
Vermerk vom 28.10.88 (HSA — Post — Bl. 108) heißt es: “Bei 
der RARA handelt es sich um eine in den Niederlanden beste- 
hende terroristische Vereinigung“. 

Das erwähnte Schreiben wird mit Beschluß des Ermittlungs- 
richters am Bundesgerichtshof vom 29.10.88 (1 Bjs 14/88, I 
BGs 1105/88 — HSA — Post — B1.120) beschlagnahmt. In der 
Begründung dieser Entscheidung — sie entspricht wörtlich 
dem Beschlagnahmeantrag der Bundesanwaltschaft — wird 
ausgeführt: „Bei dem Empfänger des Briefes handelt es sich um 
ein führendes Mitglied der in den Niederlanden bestehenden 
terroristischen Vereinigung RARA. Die Tatsache, daß der Be- 
schuldigte aus der Haft heraus an R., einem Mitglied der 
RARA, schreibt, kann ein weiterer Beweis dafür sein, daß sich 
die mitgliedschaftliche Betätigung des Beschuldigten auch auf 
Kontakte zu dieser ausländischen terroristischen Vereinigung 
erstreckte.“ 


Es sei hervorgehoben „ausländische terroristische Vereini- 
gung“. Es kann nicht davon ausgegangen werden, daß der Ge- 
neralbundesanwaltschaft und dem Ermittlungsrichter am Bun- 
desgerichtshof die Rechtssprechung des Bundesgerichtshofes, 
wonach Auslandsvereinigungen nach geltendem Recht keine 
Vereinigungen ım Sinne des $ 129a StGB darstellen können 
(vgl. BGHSt 30, 328 ff.), unbekannt ist. Soweit dennoch der 
Terminus des § 129a StGB „terroristische Vereinigung“ ver- 
wendet wird, kann dies nur im Sinne einer — ideologischen — 
Denunzierung einer als staatsfeindlich bewerteten Person oder 
Organisation geschehen. 


Das gegen den holländischen Staatsangehörigen, den Adres- 
sat des Schreibens, geführte gerichtliche Verfahren endete mit 
einem Freispruch; auch dies blieb auf die vorliegende Ent- 
scheidung ohne Einfluß. 


Derselben Systematik unterliegt die folgende Passage der 
Anklageschrift: “Während er (Kilpper) sich in dem besetzten 
Haus Kiefernstr.1 in Düsseldorf aufhielt, hatte er Kontakt zu 
den dort ebenfalls wohnenden ‚RAF‘-Mitgliedern Christian 
Kluth, Luitgard Hornstein, Erik Prauss und Andrea Sieve- 


ring“ (Bl. 24 der Anklageschrift) 


Hierzu ist anzumerken: 
i 


Bei der Erstellung der Anklageschrift lag weder gegen Chris- 
tian Kluth, Luitgard Hornstein, Erik Prauss noch Andrea Sie- 
vering ein rechtskräftiges Urteil vor, das die Behauptung der 
„RAF‘-Mitgliedschaft feststellte. 


2 


Durch den Gebrauch des Wortes „während“ wird der Zeit- 
raum des Aufenthalts des Herrn Kilpper in der Kiefernstr. 1 
nicht benannt. Ab dem 1.2.1985 bis zu seiner Festnahme war 
Herr Kilpper unter der Anschrift Bruchstr.99 wohnhaft 
(vergl. SAO I Bl.231). Auf diese Fundstelle wird in der Ankla- 
ge auch direkt verwiesen, ohne jedoch den Zeitpunkt zu be- 
nennen. 


3: 


Die in der Anklageschrift enthaltene Formulierung “ wäh- 
rend des Aufenthalts“ ist somit auf den Zeitraum bis Februar 
1985 zu konkretisieren. Laut Urteil des Oberlandesgerichts 
Stuttgart (V/1 StE 2/88) vom 18.1.1989 ist von einer mitglied- 
schaftlichen Beteiligung Andrea Sieverings und von Erik 
Prauss ab dem 15.Juli 1986 auszugehen; hinsichtlich von 
Christian Kluth und Luitgard Hornstein hat das Oberlandes- 

ericht Stuttgart (V/1 StE 1/87) mit dem Urteil vom 28.6.1988 
Feen, diese hätten sich ab Mitte Juli 1986 der ,RAF‘ ange- 
schlossen (SAO XII). Diese Feststellungen sind auch der Bun- 
desanwaltschaft und dem Senat bekannt. Insoweit mit der in 
der Anklageschrift erwähnten Formulierung suggeriert wer- 
den soll, Herr Kilpper habe bis Februar 1985 mit ’RAF’-Mit- 
gliedern zusammengewohnt, kann dies nur noch als Versuch 
der Stimmungsmache bewertet werden. 


2. Identität als Ausgangspunkt strafrechtlicher Verfolgung 


Die Anklage in diesem Verfahren stellt eine Ausweitung der 

bisher schon exessiv betriebenen Anwendung des $ 129a StGB 
dar. 
Laut dieser — zugelassenen — Anklage soll eine seit Jahren un- 
ter der Meldeadresse wohnende Person, die dann auch dort 
festgenommen wird, Mitglied in der RAF sein. Strafrechtlich 
stellt dies — nach der letzten Anderung des $ 129a StGB, die zu 
einer Erhöhung des Strafrahmens von 5 auf bis zu 10 Jahren 
führte — einen schweren Vorwurf dar. Die Anklage stützt sich 
in dieser Sache einzig auf Asservate, auf Papiere. 


Betrachtet man die Ladungsverfügung so könnte man — 
überspitzt — von der Strafsache BKA ./. Kilpper sprechen. 


Im Februar 1989, als auch die vorliegende Anklage geschrie- 
ben wurde, erging ein Beschluß des 5. Stafsenats des Oberlan- 
desgericht Stuttgart (V/1 StE 1/89), in dem ausgeführt wurde, 
daß für die Annahme einer eigenen Mitgliedschaft in der RAF 
erforderlich sei, daß der Beschuldigte in die Planung und Vor- 
bereitung eines oder mehrerer Anschläge der RAF einbezogen 
war. 

In Erkenntnis der Rechtslage und des in diesem Verfahren 
innewohnenden Moments ungebremster Staatsschutzjustiz 
werden nunmehr Pressemeldungen lanciert: “Hat Angeklagter 
Anschlag auf das Landeskriminalamt geplant?“ (WZ 
18.11.1989) 


Was ist der Hintergrund: Im Haftbefehl war von dieser ab- 
sonderlichen Geschichte noch keine Rede. In der Anklage 
heißt es (Bl 3): “Er (Kilpper) stellte ferner Überlegungen an, 
einen Anschlag auf sicherheitsrelevante Einrichtungebn des 
Landeskriminalamtes Nordrhein-Westfalen in Düsseldorf zu 
verüben“ 
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“Überlegungen“ — zwar ist der Anknüpfungspunkt straf- 
rechtlich relevanten Verhaltens in der Sonderbestimmung des 
§ 129a StGB vom Versuchs in das Vorbereitungsstadium vor- 
verlagert, aber auch diese Vorverlagerung hat — dogmatische 
— Grenzen. 

Eine konturenlose Erfassung jeder menschlichen Regung ist 
dem bestehenden Strafrecht schlicht fremd. “Die Gedanken 
sind frei“ ist nicht nur eine dichterische Feststellung, sondern 
auch ein juristischer Leitsatz. N 

Kurz gesagt: Ob irgendwer — irgendwann “Überlegungen“ 
anstellte, ist strafrechtlichem Zugriff schlechterdings entzo- 

en. 

“Überlegungen / Gedanken“ — Unterstellungen ist in die- 
sem Bereich naturgemäß ein grenzenloser Raum gegeben; die 
Behauptung “Überlegungen“ hinsichtlich eines Anschlages 
seien angestellt worden, ist eine Konstruktion der Anklage. 


Diese Verfahren reduziert sich auf den Kern dessen, was po- 
litische Strafjustiz ausmacht: Gesinnung — der Kopf — Identi- 
tät. 


Ich möchte mit einem Zitat aus dem Standardwerk “Zur po- 
litischen Justiz“ von Otto Kirchheimer schließen: 

“Man wird feststellen, daß sich die Träger der Macht um ge- 
richtliche Billigung um so eifriger bemühen, je wichtiger es 
ihnen ist, das Ungewöhnliche und Schockartige einer Neue- 
rung hinter einer traditionellen Verfahrensweise zu verbergen. 
Ob sie jeweils bereit sind, den dafür erforderlichen Preis zu 
zahlen, steht allerdings auf einem anderen Blatt. Manchmal 
versuchen sie die Quadratur des Zirkels, indem sie die Früchte 
der Sanktionierung ihrer Handlungsweise ernten wollen, ohne 
sich dem Risiko auszusetzen, das mit der Anrufung einer ge- 
richtlichen Entscheidung einhergeht‘ 

Ob das “Risiko“ einer gerichtlichen Entscheidung unter den 
bestehenden Verhältnissen noch besteht, wird dieses Verfah- 
ren zeigen. 

Es liegt weder gegen Christian Kluth, Luitgard Hornstein, 
Erik Prauss noch Andrea Sievering ein rechtskräftiges Urteil 
vor, das die Behauptung der ‚RAF‘-Mitgliedschaft feststellte. 
Thomas schloß sich dann dem Antrag an und berichtete von 
dem Terror, der nach dem ersten Prozesstag am folgenden Tag 
gegen ihn lief, als seine Eltern Besuchstermin hatten. Der Ter- 
min war auf 11.00 Uhr angesetzt, um 11.20 Uhr kamen drei 
Schließer in seine Zelle, um ihn abzuholen. Sie brachten ihn 
dann direkt in eine Nebenzelle, in der ein ausgebreitetes 
Handtuch lag, mit der Aufforderung, sich nackt auszuziehen, 
um ihn am Körper durchsuchen zu können. Als Thomas 
meinte, daß das eine Provokation sei und sich weigerte, mein- 
ten sie, daß ohne nackt ausziehen der Besuch gelaufen sei und 
brachten in daraufhin mit Karacho zurück in die Zelle. Als 
Thomas den Sicherheitsinspektor zu sprechen verlangte, wur- 
de ihm beiläufig erklärt, daß dies alles auf Anordnung des 
Richters liefe. Thomas erwiderte daraufhin, daß sie lügen wür- 
den und er sein Haftstatut selber kenne. Sie machten daraufhin 
die Zelle dicht und reagierten auch auf den gedrückten Alarm- 
knopf und Tritte gegen die Tür erstmal nicht. Nach ca. 20 Mi- 
nuten kamen sie dann zu fünft in die Zelle. Auf seine Forde- 
rung, die Anordnung zu sehen, betonten sie nochmals, daß die 
Anordnung existiere, daß er sich vor dem Besuch und eventu- 
ell auch nachher ganz ausziehen müsse. Weder Thomas noch 
die Anwälte kannten diese Anordnung. 

Thomas entschloß sich dann, den Besuch zu machen, weil er 
seinen Vater ein halbes Jahr nicht gesehen hatte. Er sagte dazu, 
daß das Nacktausziehen die Würde und Identität der Men- 
schen zerstören soll. Ihr Ziel ist, die Beziehungen zu zerstören, 
damit du als Gefangener vom Besuch gar nichts mehr hast. Iso- 
lation, Abschottung, der permanente Versuch, die Würde des 
Menschen zu treffen, das tägliche zweimalige Abgrapschen 
vor und nach dem Hofgang, das Verbot, einen Hagebutten- 
zweig vom Hof mit auf die Zelle zu nehmen, Fliegengitter vor 
dem Fenster, alles antiseptisch und clean — das seı die aktuelle 
Situation der Gefangenen. 
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Thomas sagte auch, daß die Verlegung von Christian Klar 
nach Bruchsal und von Eva Haule nach Frankfurt, wo auch 
Ingrid und Gisel sind, für die zwei in Stammheim gebliebenen 
Gefangenen Geistertrakt bedeute, weil alles um sie herum leer 
sei. 


Thomas selbst hat z.B. den TAZ-Artikel zu seinem Prozeß 
nicht bekommen und auch das BGH-Urteil gegen Luiti sei ein 
scharfer Schritt, der für alle Bedeutung hat. Denn in dem 
BGH-Urteil ist das Urteil fürs kommende Verfahren schon 
ergangenen. Die Veränderungen, von denen sie immer spre- 
chen, ist ‚daß sich die Bedingungen für die Gefangenen ver- 
schärfen und nichts anderes. Zum Schluß forderte er Aufklä- 
rung über das Haftstatut. Auf die Frage antwortete Richter 
Krantz, daß alles Chaos gewesen sei, was im Prinzip die Beam- 
ten der JVA verschuldet hätten. Ein neues Haftstatut würde es 
nicht geben. 


In ihrer Stellungsnahme zu dem gesamten Antrag zog die 
Bundesanwaltschaft nahtlos die Verbindung zu dem Anschlag 
auf Herrhausen. Der $ 129a diene dem öffentlichen Frieden 
und insbesondere dem Schutz vor besonders gefährlichen ter- 
roristischen Vereinigungen. Am 30.November (Angriff auf 
Herhausen) sei deutlich geworden, daß Maßnahmen zur Be- 
kämpfung dringend geboten seien. Glücklicherweise kann in 
diesem Verfahren keine Rede davon sein, daß eine Tat vor- 
liegt, denn eine Tat wäre dann wohl ein solcher Anschlag. Es 
gäbe keine Verfolgung oppositioneller Kräfte oder Menschen. 
Der Kreis, dem Thomas angehöre, verfolge dieselben politi- 
schen Ziele wie die RAF, und sie werden hier in diesem Ver- 
fahren festzustellen haben, ob die Mittel (die dieser Kreis be- 
nutze) gegen das Strafgesetz verstossen. Das Haftstatut gehöre 
nicht in die Hauptverhandlung. 


Zum Schluß des Verhandlungstages wurde dann die Anklage 


verlesen. 


Die nächsten Prozesstage waren damit ausgefüllt, die Urteile 
aus dem Verfahren gegen Helmut Pohl und Stefan Frey, sowie 
die aus dem Vefahren gegen Luiti Hornstein, Christian Kluth 
und Eva Haule fast vollständig zu verlesen. 


Zu den Prozesstagen im Zeitraum 
vom 4.1.90 — 12.1.90 


So, jetzt einige Aspekte zum weiteren Prozessverlauf. 


Es wurde damit angefangenen, alles über Thomas’ Lebens- 
lauf, und dann den Taschenfund, Hausdurchsuchung, vorzu- 
bringen. Darin wurden an einzelnen Stellen Zeugen zu den 
verschiedenen Vorgängen vernommen. Dies waren z.B. BKA 
und K 14 (K14 = 14. Kommissariat und das ist die politische 
Polizei) Bullen, die Frauen, die die Tasche gefunden haben. 


I.ZeugInnenvorladung ? ! nein! 


Ein Aspekt, der mir auffiel war, daß es auf weitere Zeugin- 
nenvorladungen hinausläuft. Und zwar von Menschen, die der 
politischen und sozialen Umgebung von Thomas zugeordnet 
werden sollen. 

Das leitet sich aus zwei Sachen ab. 

a) Werden bei jedem Pups, der die einzelnen Vorgänge be- 
trifft, ZeugInnen geladen. Also z.B.: werden nicht nur die 
Frauen, die die Tasche gefunden haben geladen, sondern auch 
ein Lehrer von ihnen, mit dem sie über den Fund sprachen. 

Wenn da schon jede/r in dem Zusammenhang erwähnte 
Mensch auftaucht, liegt der Schluß nahe, auch andere Men- 


schen, deren Namen auftauchen, zu laden. 


b) So sind auch schon einige Namen genannt worden, die ei- 
nen Bezug zu Thomas haben sollen. FreundInnen, Bekannte, 
und welche, die dazu gemacht werden sollen. Der Richter ziel- 
te bewußt in diese Richtung. Er stellte Fragen, in deren Ant- 
wort andere Menschen auftauchen sollten. Als es z.B. um die 
Hausdurchsuchung bei Thomas ging, kam die Sprache auf ei- 
nen Wäscheständer (mit Laken), der auf seinem Schreibtisch 
gestanden hat. Da fragte der Richter sofort, ob auch woanders 
etwas ähnliches gefunden wurde. Er spielte dabei auf eine an- 
dere Hausdurchsuchung an, wo auch so ein Wäscheständer 
rumgestanden haben soll. — Da fiel dann der nächste Name. — 
Doch eigentlich hatte das nix mit der Befragung des Zeugen 
zur Hausdurchsuchung bei Thomas zu tun. 


II. Beweisnot — Aufbauschen 
einzelner ‚Indizien‘ 


Im weiteren wurde die Verfahrensweise deutlich, die die 
Anwälte in ihren Einstellungsanträgen aufzeigen. Kleinlich 
und äusserst detailiert wurden die einzelnen Vorgänge zer- 
rupft. So wird die Bedeutung der einzelnen Fragmente zu ei- 
ner kriminellen Tat (sie werden ja genau und sorgfältig ermit- 
telt!) und zu einem Täterbild aufgebauscht. Wobei sie im ein- 
zelnen rechtlich bedeutungslos sind oder nicht ausreichen für 
den Tatvorwurf. 

So wäre die Fälschung des Juniorpasses Beförderungser- 
schleichung, aber kein ‚Mitgliedschaftsdelikt‘, 

So gibt es z.B. in dem Verlauf des Fundes der Tasche bis zur 
Archivierung beim BKA soviele Ungereimtheiten, daß nicht 
klar ist, ob der ganze Inhalt der Tasche wirklich so zusammen- 
gehört. So wurde der Juniorpaß unter einer anderen Nummer 
und in einem anderen Beutel archiviert, als der Rest der 
Sachen. Außerdem sagen unterschiedliche Bullen, sie hätten 
die Archivierung vorgenommen. D.h. es ist nicht erwiesen, 
daß die restlichen Sachen und der Juniorpaß zusammengehö- 
ren. Jedoch wird das bei der Aneinanderreihung der verschie- 
denen Fakten nicht berücksichtigt. 

Wenn ich im Prozess sitze, wirkt diese kleinlich akribische 
‚Untersuchung‘ übertrieben, überflüssig und langweilig. Doch 
genau das ist eine Methode, die Tatsachen zu verdrehen und 
Urteile zu schustern. 
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Ill. Einerseits Genauigkeit — 
andererseits zurückhalten von 
Beweismitteln und Informationen 


Diese Genauigkeit, die so neutral erscheinen soll, hat Brü- 
che. An anderer Stelle halten sie Akten und Informationen zu- 
rück. So wird offen, daß sie von ihren Ermittlungen nur die 
Bestandteile veröffentlichen, die für die Verurteilung zu ge- 
brauchen sind. 

Z.B. konnte der BKA’ler, der in Düsseldorf Ermittlungen 
anstellte zwar genaue Angaben zu Behördengängen machen, 
wo es jedoch um seinen Besuch im Polizeipräsidium Düssel- 
dorf und speziell um Akteneinsicht — Gespräche beim K 14 
ging, also polizeiinterne Ermittlungen — Vorgänge, konnte er 
sich angeblich nicht mehr erinnern. 

Ahnlich war es, als er damit herausrückte, daß er auch die 
Observation von Thomas veranlasste. Hierzu wollte er jedoch 
nicht mehr sagen. Nach telefonischer Rücksprache beim BKA 
ergänzte er noch, daß dies drei bis vier mal geschehen wäre, je- 
doch nichts Belastendes festgestellt worden wäre. 

Die Anwälte erreichten mit einem Antrag, daß die Observa- 
tionsberichte zum Verfahren hinzugezogen werden, Berichte 
aus dem polizeiinternen “polizeikriminalistischen Melde- 
dienst“ bleiben jedoch weiterhin dem Verfahren vorenthalten. 

Hier fällt auf, daß Teile aus ihren Ermittlungsvorgängen he- 
rausgelassen werden, besonders wenn darin nicht belastende, 
vielleicht sogar entlastende Feststellungen enthalten sind. 


Zum Stand des Verfahrens 
gegen Luiti Hornstein 


In den letzten Infos zum Prozeß gegen Thomas ist jeweils auch 
auf die Situation bei Luiti eingegangen worden. Wir haben be- 
reits berichtet, daß es ein neues Verfahren gegen sie geben 
wird. 

Der Rahmen, in dem dieses Verfahren stattfinden wird, ist 
durch das schriftliche Urteil des Bundesgerichtshofes (BGH), 
das zwischenzeitlich Luiti und ihren Verteidigern vorliegt, ab- 
gesteckt worden. 

Nur zur Erinnerung: Das Oberlandesgericht (OLG) Stutt- 
gart hatte es seinerzeit abgelehnt, die Aktion gegen die Firma 
Dornier, wegen derer Chris Kluth verurteilt wurde, auch be- 
züglich Luiti in das Verfahren einzubeziehen. Dafür sind aller- 
dings nur rein formaljuristische Gründe angeführt worden. 
Dementsprechend hatte die Bundesanwaltschaft (BAW) Revi- 
sion eingelegt mit dem Ziel, ein neues Verfahren bezüglich 
Dornier zu erreichen. Die BAW hat sich dabei im wesentli- 
chen darauf gestützt, daß eine Zeugin, die auch in der früheren 
Hauptverhandlung vernommen wurde, Luiti etwa eine 
Woche nach der Aktion in einem ca. 15 Kilometer von Dor- 
nier entfernten Ort beim Einkaufen in einem Edeka-Laden ge- 
sehen haben will, nach dem Motto: Der Täter kehrt immer an 
den Tatort zurück (Sherlock Holmes oder Karl May). 


Der BGH ist in seinem Urteil viel weiter gegangen. Er stellt 
zunächst fest, daß die Tatsachen, die das OLG zugrunde gel 
hat, richtig seien und bestehen bleiben können. Dies Bei i 
daß Luiti (wie auch Chris, Rico Prauss und Andrea Sievering) 
Mitglied der RAF gewesen seien und gemeinsam mit anderen 
eine „Kämpfende Einheit“ gebildet hätten. 

Dann zahle der BGH verschiedene Sachen aus dem Urteil, 
das Auffinden schriftlicher Unterlagen in den Wohnungen 
von Chris und Luiti, Fingerabdrücke von Luiti auf dem ba 
Chris mitgenommenen So welches sich einerseits 
mit dem militärisch-industriellen Komplex, der militärischen 
Forschung und dem antiimperialistischen Kampf in Westeuro- 
pa befaßte, auf. Diese Sachen, zusammen mit weiteren, die be- 
reits Gegenstand der ersten Verhandlung waren, genügen dem 
BGH, um zu sagen, daß auch eine Täterschaft von Luiti bei 
Dornier in Betracht komme. Dazu zählen sie, daß Luiti Infor- 
mationen für die RAF gesammelt habe — so behauptet es das 
erstinstanzliche Urteil — und daß sie Informationsmaterial aus 
den Sachbereichen militärischer Forschung und Rüstung 
selbst auch gesammelt habe. 

All das, was das erstinstanzliche Urteil so alles aufzählt und 
was in der ersten Instanz „ermittelt“ wurde, könnte, so kann 
mensch das BGH-Urteil lesen, bereits als Teilnahme der Ak- 
tion bewertet werden. Von der tatsächlichen Seite ist hierbei 
vielleicht noch bemerkenswert, daß mit keinem Wort auf 
Okkelmann, den berüchtigten ‚Schriftsachverständigen‘ und 
auf die oben erwähnte Edeka-Verkäuferin eingegangen wird. 
Der BGH geht also weit über das hinaus, was die Bundesan- 
waltschaft sich vorgestellt hat. 

Juristisch ist höchst erwähnenswert, daß all das, was zu Luiti 
festgestellt wurde, selbst wenn es zuträfe, möglicherweise als 
eine Vorbereitungshandlung für irgendetwas gewertet werden 
könnte. Vorbereitungshandlungen aber sind grundsätzlich 
nicht strafbar, die Strafbarkeit Ne auch nach geltendem 
Recht erst mit dem Versuch. Ohne auf die juristischen Fein- 
heiten näher einzugehen, kann mensch jedenfalls sagen, daß 
der Versuch erst dann in einem Stadium beginnt, zu welchem 
Vorbereitungshandlungen längst abgeschlossen sind, und daß 
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es sich dabei um etwas viel Weitergehendes handelt. 

Mensch kann eigentlich sagen, daß der BGH die Feststellun- 
gen aus der ersten Instanz bereits ausreichen läßt, um eine Ver- 
urteilung wegen Täterschaft zu ermöglichen. Im Extremfall — 
der so nicht eintreten wird — könnte also der jetzt zuständige 
vierte Strafsenat des OLG Stuttgart es sich überaus einfach 
machen, indem er nämlich ohne weitere Beweisaufnahme — 
Beweisanträge der Verteidigung läßt er hier immer außen vor 
— nur die Feststellung des ersten Urteils zugrunde legt und da- 
raus ein neues Urteil bastelt. 

Der vierte Strafsenat unter seinem Vorsitzenden Dr. Berroth 
hat übrigens seinerzeit das Verfahren gegen Claudia Wanners- 


dorfer geführt. 


Alles in allem beinhaltet das BGH-Urteil eine durchaus neue 
Qualität im Rahmen der Verurteilungen nach $ 129a StGB. 
Alle die Handlungen, die sonst dafür festgestellt werden, um 
die Täterschaft an dem Organisationsdelikt des 129a — hier al- 
so die Mitgliedschaft in der RAF — zu begründen, werden 
nach dem BGH-Urteil jetzt erneut herangezogen, um auch die 
Täterschaft an einer sogenannten ‚Katalogtat‘ — hier also dem 
Sprengstoffdelikt Dornier — mit erheblich höheren Strafrah- 
men zu begründen. Dies ist neu und auch juristisch eine ganz 
neue Qualität, wenn mensch berücksichtigt, was wir oben zur 
juristischen Frage von Vorbereitungshandlungen und Versuch 
gesagt haben. 

Gegenstand des neuen Verfahrens wird auch eine nicht un- 
wesentliche weitere Problematik sein. Die BAW hat in ihrer 
Revision ursprünglich auch noch moniert, daß das OLG Luiti 
nach $ 129a alter Fassung verurteilt hatte. $ 129a ist am 
1.1.1987 geändert worden, die Festnahme von Chris, Luiti und 
Eva em war am 2. August 1986. Da zunächst für die Straf- 
barkeit der Festnahmezeitpunkt entscheidet, hätte also eine 
Verurteilung auch nur nach $ 129a alter Fassung erfolgen kön- 
nen. Die Bundesanwaltschaft aber will ihre alte Konstruktion 
„RAF im Knast“ nach wie vor durchsetzen und hat dies auch 
in ihren Plädoyers in dem Ursprungsverfahren deutlich ge- 
macht. Das OLG hat insoweit abgelehnt, $ 129a neuer Fassung 
anzuwenden, da die Richter meinten, sie würden die Post kon- 
trollieren und die Post, soweit sie terroristische Aktivitäten 
enthielte, würde ja angehalten. Über das Briefeschreiben hi- 
naus konnte der Senat terroristische Aktivitäten nicht finden. 

Dies will die BAW in dem neuen Verfahren erneut aufrol- 
len. Nach der Auffassung der BAW, wie sie sie auch in der Re- 
visionsschrift dargelegt hat, besteht die Mitgliedschaft in der 
RAF so lange, bis mensch ausdrücklich der Politik endgültig 
und glaubhaft abschwört. 

Auch hierum wird es also in dem neuen Verfahren gehen. 
Der Unterschied zwischen $ 129a neuer und alter Fassung ist 
neben der Veränderung des Tatbestands darin begründet, daß 
nach der neuen Fassung das Strafmaß verdoppelt wurde, die 
Mindeststrafe beträgt jetzt 1 Jahr und die Höchststrafe 10 
Jahre. 


Das Verfahren selbst wird voraussichtlich Ende April/An- 
fang Mai 1990 beginnen. Es damit zu rechnen, daß es ca. 3 
Monate dauern wird, also genau bis zu dem Zeitpunkt, an dem 
Luiti eigentlich hätte rausgelassen werden müssen. 


3x Einstellung des RAF-Mitgliedschaftverfahrens gegen Thomas! 


ir Keine Nachfolgeverfahren und -verhaftungen! 


x Gegen § 129a! 


x Zusammenlegung aller Gefangenen, die dafür kämpfen, in große Gruppen, sofort! 


3 Freilassung der haftunfähigen Gefangenen! 


x Kämpfen wir für Kommunikationsbedingungen mit den Gefangenen GenossInnen, wie wir sie 


brauchen! 


& Schreibt den Gefangenen! Luitgard Hornstein (Hamburg), 
Rico Prauss und Andrea Sievering (beide in Stuttgart-Stamm- 
heim) haben alle drei folgende Postadresse: 

über OLG Stuttgart, Postfach 839, 7000 Stuttgart. 

Christian Kluth erreicht ihr über JVA, Krümmede 3, 4630 Bo- 
chum. 

Tommis Postadresse lautet: 

Thomas Kilpper, über OLG Düsseldorf, Cecilienallee 3, 4000 
Düsseldorf. 


* Kommt zum Prozeß! Prozeßtermine regelmäßig donners- 
tags und freitags 9.30 

ae Tannenstraße, Düsseldorf, Nähe “Ulmer 
Höh“. 

Achtet wegen der Prozeßtermine auf die Anzeige in der taz! 
Da kann sich immer wieder mal was ändern. 

%* Kommt nach dem Prozeß ins ‚RED HOUSE; die Kneipe 
in der Kiefernstraße 35a! 


* Für die Unterstützung der 5 Gefangenen aus Düsseldorf 
brauchen wir viel Geld! Die hoffentlich zahlreichen Spenden 
können auf das Rechtshilfekonto — Kontonr. 960 007 4706, 
Wüstenrot Bank AG Düsseldorf, BLZ 604 200 00, Stichwort: 
„DIE FÜNF“ — überwiesen werden. 


% Besonders wichtig sind auch Spenden für das Info zu 
Tommis Prozeß. Die 50 Pfennig, die es kostet, tragen bei wei- 
tem nicht die Produktionskosten. Es ist trotzdem so billig, um 
damit möglichst eine große LeserInnenschaft zu gewinnen. 
Wenn ihr also wollt, daß das Info weiterhin erscheinen, und 
wir nicht im finanziellen Ruin versinken sollen, spendet auch 
für das Info auf das Rechtshilfekonto. Stichwort: „PROZESS- 
INFO“ 


% Für Bestellungen könnt ihr euch vertrauensvoll an unsere 
Kontaktadresse wenden, die da lautet: 

Prozeßgruppe Thomas, über infoladen, Kiefernstr. 15, 4000 
Düsseldorf 

Dort könnt ihr auch Exemplare vorangegangener Prozeßinfos 
anfordern, sowie ne ganze Menge anderer Materialien zu dem 
ganzen Zusammenhang, soweit noch vorrätig. Am besten 
überweist ihr gleichzeitig die entsprechende Kohle auf das o.g. 
Rechtshilfekonto, Stichwort: „PROZESSINFO“ 


% Wir machen weiter an Veranstaltungen in anderen Städten 
zu Thomas’ Prozeß mit. Wir fordern alle GenossInnen auf, an 
dieser Idee zu überlegen. Meldet euch bei uns! 
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Düsseldorf Aktuell 


Seit Anfang Januar häufen sich verschiedene Schikanen der 
Bullen in Düsseldorf. Das kann zusammenhängen mit der Ent- 
wicklung im Prozeß gegen Thomas (vgl. Prozeßbeobachtung 
im Prozeßinfo 4). Jetzt wollen wir erstmal die Vorfälle veröf- 
fentlichen, damit es mehr Leute mitkriegen. In unserer Ge- 
schichte waren solche Situationen auch gefolgt von Razzien, 
Verhaftungen und Gerichtsverfahren. 


— Zivi-Autos und Polizeistreifen fahren oft und langsam 
durch die Kiefernstraße, teilweise im Viertelstunden-Rhyt- 
mus, besonders langsam vor dem “RED HOUSE“ (seit dem 
10.01. Treffpunkt in der Kiefernstr. 35a), Leute werden obser- 
viert, Leute und die Kiefernstraße werden fotographiert, vor 
dem RED HOUSE lief eine Personenkontrolle, wo zwei Leu- 
te von zwei Zivi-Streifen kontrolliert wurden. 


Der jüngste Höhepunkt ist ein Anquatschversuch vom Ver- 


fassungsschutz. Dazu übernehmen wir das Gedächtnisproto- 
koll. 


Verfassungsschutz war da! 


Gedächtnisprotokoll: 


Mittwoch 17.01.1990, ca. 16 Uhr kloppft es bei mir an der Tür 
(Klingel ist kaputt). Ich mache nach kurzem Zögern die Tür 
auf. Zwei Frauen stehen vor der Tür, schätzungsweise um die 
30 Jahre rum. Ich denke kurz entnervt, daß sie vielleicht Zei- 
tungen verkaufen wollen, oder vom "Wachturm’ sind. Da hält 
mir eine von beiden den Ausweis unter die Nase: “Guten Tag, 
Verfassungsschutz!!! Fräulein K., wir haben ein paar Fragen an 
Sie, können wir hereinkommen?“ — “Nee!“ — “Ob es denn 
möglich sei, einen Kaffee trinken zu gehen?“ Ich überlege 
kurz, stimme dann zu, weil ich da die Möglichkeit sehe, ein- 
fach wieder zu gehen. Lasse sie nicht in die Wohnung rein, su- 
che kurz meine Jacke. Bin total nervös und unsicher, ob ich 
mich auf ein ‚Gespräch‘ einlassen soll. Die Neugierde, was sie 
konkret von mir wollen, siegt. Sie schlugen ein angebliches 
‚Cafe‘ an der Ecke vor, was mir zeigte, daß sie sich in der Ge- 
gend überhaupt nicht auskannten. Ich wollte zu einem 
Billard-Cafe, wo es immer sehr leer ist. Auf den hundert 
Metern stellt mir die Frau, die bisher geredet hat, ihre 
Begleiterin vor. Wir gehen in das Cafe. Sie bestellen Kaffee, ich 
bestelle ein Bier. Bin völlig unruhig, nehme eine Zigarette an, 
da ich wahrscheinlich nicht mehr dazu in der Lage gewesen 
wäre, mir eine zu drehen. Wir warten bis die Getränke 
kommen, dann frage ich worum es geht. 

“Tja, Frau K., bei uns ist ein Papier auf dem Tisch gelandet, 
was besagt, daß sie im Sommer in Holland oder Belgien waren 
und da mit Leuten zusammen gekommen sind, die entweder 
von der RAF sind, oder mit der RAF etwas zu tun haben. 
Können sie sich daran erinnern?“ — In meinem Kopf drehen 
sich 1000 Gedanken. — Panik! — Mir fiel Belgien ein. Ja da 
hätte ich eine Freundin besucht. Bei ihren Eltern. Ich hätte da 
auch keinen kennengelernt. “Wie sind sie dahin gekommen. 
Haben sie ein Auto?“ — “Nein, hab ich nicht, ich bin mit dem 
Zug gefahren“ — “Und ich wäre mir total sicher, daß ich hin 
und zurück mit dem Zug gefahren wäre? Ich wäre auf keinen 
Fall getrampt?“ — “Ja. Ob sie mir mal sagen könnten, wie so 
etwas auf den Tisch kommt, und woher sie wüssten, daß ich in 
Belgien gewesen wäre?“ — “Da könnten sie keine Antwort 
drauf geben, außer daß es Leute geben würde, die halt was er- 
zählen. Sie wollten mir ja auch nıchts. Aber ich solle nochmal 
nachdenken, schließlich müsste mir das ja nicht bewußt ge- 
worden sein. Es würden sich ja manchmal zufällig so Sachen 
ergeben. Z.B. man trampt und steigt bei solchen Leuten ins 
Auto, oder umgekehrt, man nimmt so Leute zufällig mal mit. 


Man wüßte ja nie, da man es diesen Leuten ja nicht an der Na- 
senspitze ansehen würde. Also ich wäre mir da ganz sicher?“ 
— “Ja. Ich hätte da auch niemanden kennenlernen können, 
weil ich die Sprache nicht spreche“ — “Nein, das müßten auf 
jedenfall Deutsche gewesen sein“ — “Davon weiß ich nichts“ 
— “Tja, wann wäre das denn gewesen?“ — “Ungefähr Mitte 
Oktober“ — “Nein, das wäre eh zu spät. Das was sie meinten, 
müsse so Juni/Juli gewesen sein“ — “Nöö. Im Sommer bin 
ich in Berlin gewesen“ — “Nee. Das ist ja die ganz andere 
Richtung. Ob ich mich nicht daran erinnern könnte, daß ich 
im Sommer vielleicht in Holland gewesen bin?“ — “Nein, an- 
sonsten war ich nur in Berlin.“ — “Tja, das wärs ja nicht“ 


Ich schaute die meiste Zeit an den Frauen vorbei, zum Teil 
auch einfach aus dem Fenster. Hin und wieder bemühte ich 
mich wenigstens, die Frau anzusehen die sprach. Es redete so- 
wieso nur die eine von den beiden. Es ist ihnen auf jeden Fall 
aufgefallen, daß ich total nervös war, und am ganzen Körper 
am Zittern war. So, daß ich noch nicht mal, so sehr ich mich 
auch bemühte, das Bierglas ruhig halten konnte. Es kam auch 
irgendwann nach einer Schweigepause die Frage, ob ich mich 
unwohl fühlen würde, und mich ihre Fragen beunruhigen 
würden. Ich spielte wieder auf Unverständnis an, wie solche 
Sachen bei ihnen auf dem Tisch landen würden, und ob sie 
mich überwachen, und mein Telefon abhören würden. — 
“Nein, ich bräuchte mir keine Sorgen machen. Ich würde 
nicht überwacht, sie würden auch kein Telefon abhören. Aber 
ich müsste verstehen, gerade, wo in letzter Zeit wieder was 
passiert ist, daß wir jeder Sache nachgehen. Es kommt oft vor, 
daß die Leute dann erstmal schockiert und beunruhigt sind, 
das verstehen wir dann schon. Nur, daß ihnen zu der Sache 
überhaupt nichts einfällt, und sie sagen, sie wären im Juni/Juli 
nicht in Holland oder Belgien gewesen, verwundert uns 
schon. Naja, daß werden wir wohl nochmal überprüfen 
müssen.“ — Schweigepause — “Ja ich kann ihnen dazu auch 
nichts mehr sagen.“ — Schweigepause. — Ich will hier raus!!! 
— “Nun ja, ich würde sie ja gerne noch was fragen, sie müssen 
darauf nicht antworten, es würde mich nur persönlich interes- 
sieren. Was ist denn ihre politische Richtung?“ Ich sage, daß 
ich darauf nichts sagen will. — “Ja, können sie ja verstehen 
-- “ Dann sage ich nach ein paar Minuten, daß ich gehen will. 
Ich hätte noch was zu tun, und käme langsam in Zeitdruck. — 
“Ja, ich könne ja noch mal in Ruhe nachdenken, und wenn 
mir noch was einfallen würde, könnte ich ja anrufen — aber 
ich hätte ja auch Telefon, ich kann ja auch meine Telefon- 
nummer sagen, dann würden wir uns nochmal melden“ — 
“Nee, das wollte ich nicht, mir wäre das anders herum lieber“ 
Dann winkten sie der Kellnerin und wollen alles zusammen 
bezahlen. Ich bemerke noch, daß ich mein Bier auch alleine 
bezahlen könne. — Widerspruch, sie hätten mich ja mit hier- 
her genommen, und so wäre das schon in Ordnung. — Ich 
habe keine Nerven für eine Auseinandersetzung. Lasse sie 
bezahlen. Verabschiede mich, und gehe aus dem Cafe. 


Gründe und Zusammenhänge, die mir hinterher klar gewor- 
den sind, warum sie bei mir aufgelaufen sind: 


— ich wohne alleine (nicht auf der Kiefernstraße) und bin 
noch in einer Ausbildung 

— ich bin in politischen Zusammenhängen noch nie aufge- 
fallen 

— kenne Leute von der Kiefernstraße noch nicht so lange 

— die Schweine haben den Zeitpunkt der Kontaktaufnahme 
sehr berechnend getroffen, da es mir in den letzten Tagen 
ziemlich schlecht ging. (Ein Tag vorher, habe ich ein ausführ- 
liches Telefonat darüber geführt.) 


